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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom7 .Oktaber1931 .

BürgermeisterSeitzeröffnetum17UhrdieSitzung.UeberdieMassnah¬
menzur Entlastung des Pesonalaufwandesder GemeindeWienberichtet amts¬
führender Stadtrat Speiser .Er führt aus :

UnterdemunerbittlichenZwangedergegenwärtigenLagehatdieGo¬
meindeverwaltung mit verschiedenen Gruppen ihrer Angestellten undArbei¬
ter Verhandlungenüberdie HerabsetzungdesPersonalaufwandosgeführt .
Füralle ihrerZahlnachins GewichtfallendenGruppenvonAngestellten
undArbeiternsinddieVerhandlungenabgeschlossen.DieAngestelltengruppen.
für die die Abschlüssenochnicht erfolgt sind ,machenunterdenetwa
71. 000Angestdlten,ArbeiternundPensionisteneinenverschwindendkleinen
Teil aus . Mitdenrestlichen Gruppenwerdendie Verhandlungenweiterge¬
führt .DieVorlagen,dieichheutevordemGemeinderatzuvertretenhabe,
betreffendie zumAbschlussgebrachtenVerhandlung. Esfällt mirsohr
schwer ,Massnahmenzubeantragen,dieeineVorminderungderGehalts - ,Lohn¬
undFensionsbezügeder städtichenAngestolltenundArbeiterherbeiführen.
WoraberdenBerichtgelesenhat ,denderamtsführendeStadtratfürFinan¬
zenvorgosternimFinanzausschussdesGemeinderatesüberdieAuswirkungen
derallgemeinonWirtschaftskriseaufdieFinanzlagederGemeindeundderen
Unternchmungenerstattethat ,derwirdanerkennen,dassdieGemeindeWien
unterdengogebonenVerhältnissennichtsandrestunkann,alsauchaufdom
GebictederPersonalausgabenErsparungendurchzuführen .DiowürgendeWirt-¬schaftsnothateinbedeutendesAbsinkenderSteuereinnahmenvorursacht.
DieungcheureSteigerungderArbeitslosigkeitvermehrtdicFürsorgelasten.
DasGleichgewichtzwischenEinnahmenundAusgabenwirdsoinentscheiden¬
der Weisegestört .DioGomeindeverwaltunghat in Voraussichtdieserkatastro
phalen Entwicklungder Wirtschaftslage bereits vor Monateneinschneidende

MassnahmenvorfügtundallenurirgendwievermeidbareAusgabeneingestollt.
DieseMassnahmonmusstenaberihre natürlichGrenzein demBestrebenfin¬
den ,die ungcheure Arbeitslosigkeit nicht noch mehr zu steigern und zwin¬

gendeBetriebsnotwondigkeitennichtausserachtzulassen .DieEntlastung
desPersonalaufwandes ,diedurchdievorlicgendenAnträgeherbeigeführt
wird,wirdBoträgefrei machen ,die nicht zur AuffüllungderKassenbestände
oderzur AbdeckungvonVorpflichtungenverwendetwerdensollen .DieEr- ¬
sparungenimPersonalaufwandsollen dazubeitragen ,der Gemeindezuermög¬
lichentrotzdemungeheurenSinkenderEinnahmeneineEinschränkungihrer
Fürsorgemassnahmenfür dieärmstenOpferderWirtschaftsnorimheurigen
Winterzuvermeiden .DieseFürsorgemassnahmenwerdenja,wennes nurirgend
möglichist ,gesteigert werdenmüssen .DieGemeindeWienwirdferner imStand
sein,in der Hoheitsverwaltungund bei den städtischen UnternehmungenArbeit

669



SKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur :

KARL HONAYII . Blatt Wien ,am. . Oktober - 193. 1.

zu vergeben ,die sie sonst hätte einstellen müssen .Sohandelt es sichbei
diesenErsparungennichtumeineEinnchränkungdesKonsums,weildieer¬
spartenGelderFürsorgebedürftigenedervonderArbeitslosigkeitBemroh¬
ten zufliessen und wieder in den Konsumgelangen .

DieGemeindeverwaltunghatalle LohnabschlüsseimEinvernehmenmit
denVertreternderAngestellten-undArbeiterschaftvorgenemmen .Ichfühle
michverpflichtet,andieserStellemitGenugtuunghervorzuheben,dassdie
Angestellten-undArbeiterschaftdemAppell,denderBürgermeisterinsei¬
nemSchreibenvom. Augustansie gerichtethat ,Folgegeleistetundsie
ebensowohlaus Gründensozialer Solidarität als auchin derwichtigen
Erkenntnis ,dass nur ein gesicherter Gemeindehaushaltauchihreeigene
Existenzambestengewährleiste ,ihre Zustimmungzu einemNotopfergegeben
hat.Trotzdemkannichesnichtunterlassen ,indieserernstenStundeallo
AngostelltonundArbeiterderGomeindeaufzurufen ,dasssie anderBowäl-¬tigungderungeheurenSchwicrigkeiten,indenensichdieGemeindejetztbo-¬
findot ,auchweiterhinmitallenihrenKräftenmitwürken.Wennsichdie
Gemeindedazuverstehenkonnte ,ihren AngestelltenundArbeiternin dieser
schwerenZeiteingeringeresNetopferzuzumuten,alsesandereöffentliche
Körperschaftengetanhaben ,se konntediesnurauseinemGrundegeschehen.
Bei allen Verhandlungenhabendie Vertreter des Fersonals selbst aufvioler¬

lei Ersparungsmöglichkeitenhingewiesen.DieseAnregungenundVorschläge
werdenin derallernächstenZeitaufdasgenauesteüberprüftundgemeinsam
mitdenErsparungsvorschlägender Verwaltung ,der DirektionenundBetriebs¬
leitungenin Beratunggezogenwerden .DiebaldigeDurchführungsolcherEr¬
sparungsvorschlägewirdsowohlderHoheitsverwaltungalsauchdenUnterneh¬
mungenundBetriebenneuerlicheErleiclerungenbringenkönnen .AnjedenAngestellten und
einzelnen/Arbeiter ergeht die Aufforderung ,in seinemeigenenkleinenKreise
jede möglicheErsparung durchzuführenund AnregungenzuArbeitsvereinfachun¬
gen zu geben .Ueberstunden ,wosie nicht unbedingtnotwendigsind ,zuvermei¬
den,ist ein vonderVerwaltungunddonOrganisationenseit langemschen
angestrebtesZiel .AufdiesemGebietist schonvielcsgeschehen,dieVermei¬
dungunnötiger Ueberstundenmussaber als weitere Sparmöglichkeitdurchge¬
führt werden .Selbstverständlichist es wohl ,dassin dicsonhartenund
schworenZeitendieAngestelltenundBedienstetenderGemeindeWienein
besonderesInteressedaranhaben,deruntorsoschwerenWirtschaftsnöton
leidendonBovölkerungder Stadt in jeder HinsichtEntgegenkommnzu
beweiscn. BerGeschäftsmann ,domdieZahlungseinerSteuernjotzt sogrosse
Sorgenbercitct ,derMitbürger,derin einemstädtischenAmtRatundHilfe
sucht ,der KundederstädtischenUntornchmungen ,sie sollen besondersin
der heutigen Zeit das Gofühlhaben ,dass die städtischon Angestolltenund

BodienstetennichtnurimDionsteihr Bestosleiston ,sonderndasssicauch
jodomMitbürgernicht als Amtsporsononsondernals hilfsbercitemenschongegenübertreten .
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StadtratSpeiserberichtetsodannüberdieeinzelnenVorlagenund

bemerktzumSchlusse ;dassdieGemeindeverwaltungeineBefristungderBe¬
zugskürzungenvermiedenhabe .Ichsteheabernichtan ,vondieserStelle
auszuerklären,dassdieGemeindeverwaltungdieerfolgtenBezugskürzungen
beieinerBesserungderWirtschaftslagegerneausserKraftsetzenwird.

GR. Gschladt( . . )bemerkt,eshandlesichhierumtiefeinschneiden¬
deMassnahmen,durchwelchedieKonsumkrafteinessehrgrossenTeiles
derkonsumierendenBevölkerungempfindlichgeschwächtwird.Auchdiese

MassnahmensindeinEinbekenntnis ,dassdievonunssooftalsverföhlt
undverhängnisvollbezeichnete.FinanzpolitikdesWienerRat-¬
hausesSchissbruchgelittenhat. WenndieVertreterderAngestelltenfür
dieSparmassnahmeneingewisbesVerständnisgezeigthaben ,sohöchstens
vomStandpunktderGerechtigkeitundSolidaritätallerBevölkerungs¬
schichten.DieunsnahestehendenOrganisationenhabenihregrundsätzliche
BereitwilligkeitzuOpferngegenüberderAllgemeinheitbetont ,freilich
unterdereinenVoraussetzung,dassdieGemeindeverwaltunginderLage
ist ,dieabsoluteNotwendigkeitsolcherMassnahmenausderbudgetären
Lagezubegründen,woranabersehrstarkeZweifelbestehen.Wirhabenwie-¬
derholtdaraufhingewiesen,dassdieRegulierungderBezügeinFormder
Schaffungeincssogenannten13. und14 .Monatsgehalteszuungunstender
öffentlichAngestelltengotroffonwordenist ,weildadurchderAnschein
orwocktwird,alsobdiestädtischenAngestelltenweitmehrhättenalsandereAngestellto ,wasgarnichtderFallist .In Wirklichkoit. 'dic¬
ser13 .und14 .Monatsgchaltdarauszuerklären,dasseinebeimBundseinerze
gotroffeneRegulierungnachtraglichundzwarsehrunvollkommenaufdie
Gemcindcangestelltenausgedchntwurde .DieseSonderzulagenwerdennunloi¬
dorlincargekürzt,wobeinuraufdieMindestbezügler!Rücksichtgenommen
wurde,währendsonstsozialeMomenteüberhauptnichtberücksichtigtwor¬
densind .Nichtwonigerals71. 000LohnompfängerwerdenzuWeihnachtonund
imSommerumeinViertelihrerBezügegokürztwassichbeimWeihnachts¬
goschäftundauchimSommersehrfühlbarmachenwird. Esmusshierauch
öffentlichfestgestellt werdon ,dassdie städtischenLohmempfängerohno
AusnahmoschonseitJahreneineungcheureMehrbelastungaufsichgonommon
habon. DaskannmanerkennenausderungcheurenVormehrungderAgendenin
al lonZweigenderstädtischenVerwaltunggegenübereinonvollkommenen
SperreallorAufnahmon.DieseMehrleistungenhätteneineöffentlicheAn¬
erkennungverdient .DadiesbishervonderMehrheitundvonoffizieller
Seiteversäumtwurde,sollvonunsererSeitehierallenAngestelltenund
BedienstetenderfeierlicheDankfürdieklagloseBewältigungihres
Dienstesausgesprochenwerden. Esist bekannt ,dassdieBezügedermeisten
Gemeindeangestelltennochlangenichtvalorisiertsindunddassdiestädti¬
schenAngestelltenundBedienstetenargverschuldetsind .Umsoverhängnis¬
vollersinddieseMassnahmen ,dielinearverfügtwurden.Einschmerzliher671
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Schnittist auchdie ErhöhungderPensionsbeiträgeumeinheitlichdrei
Prozent .Vielleichtist dieseMassnahmenochamehestenzuvertreten,weil
sieeinersozialenEinrichtungRochnungträgtundversicherungstechnisch
gerechtfertigtist . AberdieZeitensindnunvorbei,daderFinanzreferent
derGemoindeWienin grossenVersammlungendenöffentlichenBediensteten
gesagthat ,sie hättennurdie Aufgabezufordern ,umdie Bedeckungbrauch¬
tonsie sichnichtzukümmern.DieZeitensindvorbei ,wosozialeAbgaben
bei der GemeindevomDienstgeberübernommenwurden .Unterdemchristlich¬
sozialenRegimewardaseineSelbstverständlichkeit .Ambedauerlichsten
ist dieBehandlungderPensionisten.EswirdihneneinRücklassvondrei
Prozentauferlegt ,wobeikeinMenschweiss ,wasdaseigentlichist ,ein
Rücklass.Esist einfacheineKürzung.Zweifellosliegtdarinabereine
grosseHärtefür die Pensinisten,für die schenimJahre 1925eine sehrharte
Ausnahmegemachtwurde,in - demmansievonderinderDienstordnungver¬

ankerten Automatikausgenommenhat .DieVorlagenbedeuteneinen
neuerlichenPderlass .Sehrhart ist es auch ,dassdie Massnahmennichtals
Notstandsmassnahmencharakterisiertwerden,sonderndenCharaktærdauern¬
derAbbaumassnahmentragen .EineweitereHärteist es ,dasssichdieKürzungs¬
massnahmendurchdie automatischeintretende VerringerungderBeiträge
auf die Krankenfürsorgeder GemeindeWienauswirken . Eswurdein denAusschuss
boratungon auf die staatspolitische Haltung der Sezialdemekratenanlässlich
dor Vorabschiedungdes Budgetsanierungsgesetzeshingewiesen .DieTatsache
willichzugeben,aberesist nureinepolitischeHöflichkeit,wennman
nach den Motivendieser Stellungnahmeder Sozialdemokratennichtfragt .
Wirhabenhier HauseeineganzandereStellungals die Minderheitim
Nationalrat .Voneiner Heranzichungder Minderheithier zumeritorischen
BeratungenundVerhandlungenüber diese MateriewarkeineRede .Manhat
auchden alten Weggowählt ,nur mit gowissen Gewerkschaftenzuverhandeln .
ImNationalrateist es anders .Dortwirdmit allen Organisationenvorhandolt .
Wonnauchdicsmalmit Rücksichtauf die Kürzeder Zeit unddiepolitischen
VorhandlungendavonAbstandgenommenwurde ,so wardochdieGesamtvortrotung
deröffentlichenAngestelltenin derLage ,mitdenParteiendesNationalrates
Fühlung zunehmen . Hier soll die pikante Tatsache

festgestellt werden ,dass die Gesamtvortretung bei den letzten Beratun¬
gon im Parlament zwar in dic Lage gekommenist ,vomKlubpräsidiumdor
christlichsozialen Partei empfangen zu werden ,dass aber die sezial demo¬

kratische Fraktienfür die GesamtvortretungzweiTageüberhauptnicht
erreichbarwarunddasses bis zumSchlussunmöglichwar ,mit.offi¬
ziellen Persönlichkeiten des sozialdomckratischen Klubs inVerhandlung
zu treten .Schondieser fermale Gesichtspunktrochtfertigt unsereStollung¬
nahmegegen die Vorlage .Aber auch sachlich kann manvon uns nicht erwarten ,

A
dass :: ihnen zustimme ,Wir haben schon unzähligemale vor den unausbleib¬
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lichenvorhängnisvollenAuswirkungenIhrer Finanzpolitikauf dieGosamt¬
wirtschaft gowarnt .Andentraurigen ErscheinungendesWirtschaftslobsnist

dicse Ihre doktrinäro eigensinnige sozialistische undviolfachbel¬
schowistischeFinanzpolitiknicht zumgeringstenTeile schuld .UnsereHal¬
tung gegenüberdicsonVorlagenkanndahernur sein ,dass Sie alleindie
Vorantwortungzutragenhaben .UnsereZustimmungdazukönnenSionicht
haben .( LebhafterBoifall bei derMinderheit) .

NunnimmtGR .Pfeiffer zur VorlageStellung .Er verweisteinleitend
auf das Wesendes öffentlichen Angestellten ,auf das Dienstverhältnisder
öffentlichen Angestellten ,wobeier betont ,dass derartige Belastungen .wie
sie jetzt denöffentLichenAngestelltenaufgebürdetwerden ,jedemMenschen
bedenklicherscheinenmüssen ,der arerkennt ,wasdie öffentlichenAngestell¬
ten für die öffentliche Moralbedeuten .Mit Rechtsteht dieSozialdemo¬
kratie auf demStandpunkt ,dass die Kollektivverträgeeine heiligeSache
sind . Dasgleiche aber hat auchfür die Verträgezu gelten ,die in Formvon
DekretenmitdenöffentlichenAngestelltenabgeschlossenwordensind.
Dassdies leider nicht der Fall ist unddie öffentlichen Angestelltenimmer
in erster Linie bei Ersparungsmassnahmenherangezogenwerden,hatseinen
Grund darin ,dass die Belastung der öffentlichen Angestellten das aller¬

bequemste ist . Dasgleiche gilt auch für die Pensionisten ,die seit dem
Umsturzschwerzuleidenhaben .DieVerhandlungen ,die dieGemeindever¬
waltung mit ihren Angestellten geführt hat ,haben wieder gezeigt ,dass die
sozialdemckratische Partei überall dort ,wosie in der Minderheitist,für
die Demokratieist ,aber wosie die Mehrheitist ,einfach diktiert .DieVer¬
treter derMinderheitwurdenauchbeidenletztenVerhandlungen ,diedie
Gemeindemit ihren Angestellten geführt hat ,nicht gehört . WennSiesich

immerdaraufberufen ,dassdie MehrheitderstädtischenAngestelltenin
IhremLagersteht ,dannmachenSie einmalUrwahlenundSie werdendarüber
ein klares Bild erhalten .Se steht fast die Hälfte des Fahrpersonalesder
StrassenbahnerhinterderdemdeutschenGewarkschaftsbundangeschlossenen
Organisation .Diese Strassenbahner überreichben demHerrnBürgermeister
dineResclution ,woraufdieAntwortcrfolgte,dieResolutionwerdederzu¬
ständigen Stelle übergeben .Von der Resolution hat man natürlich nichts
mehr gehört .Dic Belastung die nunmehr den städtischen Angestellten auf¬

gebürdet wird,ist keincsfalls geringfügig .Bei einem Monatseinkommenvon
300SchillingohneNebongebührenmachtsie ' lProzentaus,beieinemMo¬
natsoinkemmenvon300SchillingmisNebongebührenungefähr15Prozont ,durch¬sind es

schnittlich also/12 Prozent ,die sich aus den verschiedenen Abzügenund
denverschiedenenSteuernan Abzugergeben .BeieinemMonatseinkommenvon
600 Schilling machtdie durchschnittliche Kürzung1h Prozent aus .Derartig
hohe Kürzungenwerdenhier vomGemeinderatchne Aufregungbeschlossen ;
wasgäbe es aber für eine Aufruhr ,wennzum " Beispiel dieAlpine673
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MontangesellschaftselcheLohnkürzungenvernehmenwollte.Dieöffentlichen
Angestellten zwecks Sanierung des Budgets einfach zu belasten ,dasist

keineKunst. MitderartigenMassnahmenwirdmanaufdieDauerkeinBudget
in Ordnungbringen .( Beifall ) . Aistet sarn

InseinemSchlusswerterwidertderReferent/dassesunrichtigsei ,
wennbehauptetwerde ,dassdieZwangsbestimmungimBudgetsanierungsgesetz
für die LänderundGemeindender GemeindeWiengeraderecht gekommenwäre .
DerHerrBürgermeisterhaeschenam . AugusteinSchreibenandieOrgani-¬
satienen gerichtet undebensoist Tatsache ,dass die Abschlüssemit denOr¬
ganisatienen schon vor Inkrafttreten der erwähntenZwangsbestimmungfür
die LänderundGemeindengetätigt werdensind . WennGR .Gschladtheutedas
Wertzitiert hat ,die Angestelltenhättennurzufordern ,undfür dieBe¬
deckunghaben andere zu sergen ,so kann der Finanzreferent für sich wohlin
Anspruchnehmen ,dass er durcheine ganzeReihevonJahrendie Bedeckungdla¬
für ,wasdie Angestelltennicht nur geferdert ,sondernauchbekommenhaben ,
herbeigeschaffthat ( LebhafterBeifall bei der Mehrheit ) .GR .Gschladtmacht
auchdafür ,dass die Gehaltskürzungenverfügt werdentmüssen ,dieFinanzpo¬
litik der Gemeinde verantwortlich .Würde man alle die vomGemeinderat

Gschladtso sehr kritisierten Gemeindesteuernstreichen ,dannwürdeman
den städtischen Angestelltennochviel wenigergebenkönnen( LebhafterBei¬
fall beiderMehrheit. -GR. Dr. Dostal( . . ): AusdenWehnhauskautenallein
könnenSiediestädtischenAngestelltenbezahlen. -LebhafteZwischenufe
bei der Mehrheit . - GR. Eisinger( soz .dem . )Sie sind immernur für die
Hausherren ,nicht für die Mieter . - GR. Dr.Dostal :DieGemeindehat nichtzu
bauen. - StürmischeEntrüstungsrufebei der MehrheitundRufe :Sie habensich
da entpuppt !Das ist das christlichsoziale Programm ) .Das Urteil überdie
Steuer - undFinanzpolitik der Gemeindekann manmit Ruhe denstädtischen
Angestellten und der gesamten Bevölkerung iens überlassen .Gegenüber den

Ausführungen des GR. Pfeiffer ,dass die Kellektivvertragsangestellten von
den Sozialdemokratenanders im Nationalrat behandelt wordenseienals
die pragmatischenAngestellten ,erklärt Stadtrat Speiser ,dass dieso¬
zialdemokratische Partei ,als sie endlich im Nationalrat zu denVerhandlun¬

gen zugelassen wurde ,die Interessen der Ängestellten aller Artvertreten
hat und die Angestellten aller Katesfien werden wehl die Ueberzeugung ha¬

ihre Interessen
ben ,dass /ven den Sozialdemokraten im Natienalrat wirklich verteidigt

MAelt4
worden sind . . . . . . . :St . . Speiser gegenüber der Bemorkungdes
GR .Pfeiffer dass die städtischon Angestellten durch die Stouer undKürzungs¬

dg ,massnahmenebensohochbelastet würden ,wie dic Bundesangestellten .. ,
dassdie Kürzungen bei den städtischen Angestellten ' 27Prozent ,bei den

Bundesamgestellten aber ' 6 ," ,ja 10 ' 6Prozent ausmachen . St. . Speiser
gibt schliesslich die Versicherung ,dass die GemeindedieKürzungsmassnah¬
mennur unter demZwangder harten Not verfüge . Esist nur erfreulich ,dass
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die AngestelltenundArbeiterderGemeindeselbst eingesehenhaben ,es
könnenichtandersseinunddeshalbzuVereinbarungenmitderGemeinde
gekommensind .Wirwünschennur ,dasssichdieVerhältnissebaldbes-¬
sernmögenunddasswirdanndieGelegenheithaben ,auchunserenöffent¬
lichenAngestelltenauchwiedermehrzubieten.(LebhafterBeifallbeiderMehrheit ) .

DieReferentenanträgewerdenangenommen.
St. . Speiserreferiert sodannüberdenAntrag,edassvondenderBe¬

messungderRuhe- undVersorgungsbezügezugrundezulegendenFunktionsbe¬
zügen des Bürgermeisters ,der Vizebürgermeister ,der Stadträte und derBe- ¬
zirksvorstcher am . Oktober1931ein Pensionsbeitragim Ausmassedesje¬
weilshöchstenHundertsatzes,dorin derallgemeinenDienstordnungfürdie
AngestelltondesMagistratesvorgeschriebenist ,inAbzugzubringenist .

St . . Speiser führt hiezu aus : DieBezüge des Bürgermeisters und der amts¬

führendenStadträterichtensichbekanntlichnachdenfürdieBundesmi¬
nistor und Staatssekretären festgesetzten Bezügen .Sie haben daherdurch

die Bundesgesetzevom16 .Juli 1931und3 .Oktober1931eineKürzunger-¬
fahren ,undzwardurchdas erstere Gesetzeinc KürzungimAusmadsderBesol¬
dungssteuer ,dasist 4 Prozent ,durchdasletztereGesetzeineKürzungin¬
folgeWegfallsderSonderzulage( ' 6Prozent )unddie6prozentigeGchalts¬dieses
kürzung .Ueber durch die Konformitätmit den ebersten OrganendesBundes
sich ergebendeKürzungsausmasshinauswellonaber der Büngermeisterunddie
amtsführendenStadträte mit Rücksichtauf dio ihnen gewahrleistotePen¬
sionsberochtigungaucheinenPonsionsbeitragleisten .DicserBeitragsoll
imjowoiligenHöchstausmassdesPonsionsbeitragesderDiensterdnungsange-¬
stollton ( mitder geplanten Erhöhungvon 3 Prezent derzeit ' 2Prozont )
bomessonwerden .DengleichenPonsionsbeitragsollenauchdie andorenpon¬
sionsbercchtigtenFunktionäroderGomeindeWienleisten ,dassinddienicht
amtsführendenStadträteunddic Bezirksverstcher ,derenFunktionsbezägeBundesnormensich gloichfalls nachdem richten .DerReferentstelledaher
imEinvernchmenmitdenParteiendenobigenAntragundbitte umdessenAn¬

nahme .
Der Roferentenantrag wirdangenommen .

St. . SpeiserberichtetsodannüberdieVorlage,diesichaufdie
Aonderungder Satzungender Ponsionskasse bezicht . DiePensienskassefür
die Bodiensteten der Gemeinde Wien und ihrer Unternehmungen hat in den

letzten Jahreneine ungünstigeEntwicklunggenommen,die dieGemeindever-¬
waltung veranlasst hat ,vor längeror Zeit bereits mit den beteiligten Ge- ¬

werkschaftenundden Vertretern des Personals in Verhandlungenzutreten .
Dic Geldentwortung hat das aus der Vorkriegszeit stammonde Vermögendicser

sozialen Einrichtungfast aufgezehrt .NebeneinomunbedeutendenVermögenan
Wortpapierensindihr nurdie BedienstetenwohnhäuseralsVermägonswert
goblieben .Sie werfenaberfast keinErträgnisab .Dicin denlotztenJahren675
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eingetretenenLohnregelungen,insbesonderedieAenderungdesBesoldungs¬
systemsbei denBedienstetender städtischenUnternehmungenhabeneine
grössereMehrbelastungderPensionskasseverursacht .Schliesslichhatauch
der überdasnormaleMasshinausgehendeZuwachsan Pensiensparteienzur
Störungdes finanziellen Gleichgewichteswesentlichbeigetragen .Dieseit
längererZeit geführtenVerhandlungenzurSanierungderPensionakasse
habennunmehrzueinemvorläufigenAbschlussgeführt ,FessenInhaltdie
vorliegendenAnträgedarstellen . mitdenbeteiligtenGewerkschaftenundden
VertreternderPensionskassenmitgliedernwurdevereinbart,dieVerhandlungen
wegenweitererReformenderPensionskassesofortaufzunehmen,umdieHer¬
stellungdesfinanziellenGleihgewichtesdieserInstitutionzuerzielen.

GR .Lehninger( . . )bemerkt ,dass an der ungünstigen Entwicklungder
VerhältnissebeiderPensionskassenichtzumgeringstenTeildieMehrheit
diesesHausesSchuldhabe .InderPensionskasseist seit demJahre1922eine
saloppeWirtschaftbetriebenworden ,wiemansie sichnichtärgervorstel-¬
henkann .Undes ist leiderzubefürchten,dassauchdiejetzt verfügtenBei¬
tragserhöhungeneine Sanierungder Kassenicht ermöglichenwerden ,dass
mansichvielmehrnurein Jahrwirdfortwurstelnkönnen .Wiedrückend
die Beitragserhöhungensind ,ergibt sich daraus ,dassbei einemMenatsbe-¬
zugvon240Schilling undeinembisherigen Pensionsbeitragvonüber19
Schillingeine Erhöhungummehrals 7 Schillingundin denhöherenStufen
umüber 8 ,e und 1o Schilling eintritt .Die Kasse hatte noch im Jahre1926
einen Gebarungsüberschuss von aber einer Million und schon im Jahre darauf

einenGebarungsabgangvon950 . 000SchillingundimJahre1930betrugder
Gebarungsabgangfast 4 Millionen .Manhat es ,als diePonsionsinstitütezu¬
sammngelegt wurden ,unterlassen ,für die gemeinsame Kasse das finanzielle
Fundamentzu s haffen und der rücksichtslose Abbaubei den städtischen Un¬ternchmungen hat die Zahl der Pensionsparteien ungeheuer vermehrt .GR .

Lchnünger appelliert an St . R .Speiser ,endlich an eine Sanierung der Pen¬
sionskasse zu schreiten ( Lebhafter Beifall bei der . LGR . Stöger ( . L )bemerkt ,die traurige Entwicklung ,diedieeinst blühende Pensionskasse in den lotzten Jahren genommenhat ,ist miteinGrund ,warum sich die Gemeinde scheut ,den Rechnungsabschluss dieser Kasse

demGemeinderatvorzulegen .GR. Stögerlogt unter Hinweisauf dieBestimmun¬gen der Gemeindoverfassung dar ,dass der Voranschlag und der Rechnungsab¬
schluss der Pensionskassc ,da os sich um ein Fondsvermögen han dolt ,nicht wie
dies jetzt gesche vom Ausschuss ,sondern vom Gemeinderat gonchmigtwerden

müssto ( Beifall bei der . L .
St . . Speiser erwidert auf diese Ausführungen dos GR. Stöger mit demHinweisauf ein Gutachten ,indemfestgestellt wird ,dass es sich boidorPonsionskasse um einen autonom verwalteton Fond handle ,für den die Zu¬

ständigkeit des Gemeinderatos nicht gegeben sei .St . R .Speis er sagt
zu ,dass er im übrigen diese Frage einer Uoberprüfung unterzichen

worde .Bezüglich der Pensionskasse stellt der Referent fest ,dass die Kasse
sehr gut geführt wird und überaus geringe Verwaltungskosten habe .Er bitten ,

den Antrag anzunehmen .
Der Referentenantrag wirdangenommen.
Ohne Debatte wird genehmigt ein Kredit zur Dek¬

kung des im Rechnungsabschluss für 1930 einzustellenden Hauptmietzinsüber¬
sc husses für die Althäuser ,ein Darlehensvertrag mit der remeinnützigenWohnungs -und Siedlungsgenössenschaft " Auseigener Kraft " ,ein Darlehensver¬

trag mit der Siedlungsgenessenschaft " Müllnermais "und die Festsetzung
eines Widmungs -und Bebauungsplanes für den XXI . Bezirk .

- . - -- ——-

Schluss der Sitzung2oUhr .
Bogenabfertigung 20 ' 30 .Uhr .
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